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der CDU/CSU 
— Drucksache VI/762 — 


Im Namen der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Leicht, Dr. Pohle, Dr. Althammer, 
Strauß und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU wie folgt: 


in Mrd. DM 


1. Das Haushaltssoll 1969 des Bundes belief sich 

■ — methodisch umgerechnet — auf 82,6 

Dieses Soll verminderte sich um die am 22. Juli 
1969 aus konjunkturellen Gründen beschlossene 
Ausgabensperre von rund 1,8 

Außerdem sind im Rechnungsjahr 1969 zusätzlich 
zu der Sperre zwangsläufige Minderausgaben 

— bei den Zinszulassungen von 0,5 

— bei den Personalausgaben von 0,3 

entstanden. 

Das um Konjunktur sperre und zwangsläufige Min- 
derausgaben bereinigte Soll 1969 belief sich dem- 
nach auf rund 80,0 


Wie ist es zu erklären, daß das Ist-Ergebnis 1969 von rund 
81,6 Mrd. DM (genau: 81,58 Mrd. DM gemäß Finanzplan bzw. 
81,56 Mrd. DM gemäß Finanznachrichten vom 29. April 1970) um 
rund 1,6 Mrd. DM über dem um Konjunktursperre und zwangs- 
läufige Minderausgaben bereinigten Haushaltssoll 1969 liegt? 

in M rd. DM 

Das verfügbare Gesamtsoll des Haushalts 1969 ist wie 

folgt zu berechnen: 

Haushaltsplan 1969 (methodisch umgerechnet) 82,6 

zuzüglich Ausgabereste, die nicht der Einschränkung 

des § 6 HG 1969 unterliegen 0,8 
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in Mrd. DM 

Übertrag 83,4 

abzüglich Ausgabensperre nach dem Kabinettbeschluß 

vom 22. Juli 1969 1,8 

bleibt verfügbares Gesamtsoll 1969 81,6 

Damit liegt das verfügbare Gesamtsoll in Höhe der Ist-Aus- 
gaben 1969 (81,6 Mrd. DM). Die von der Bundesregierung am 
22. Juli 1969 beschlossene Ausgabensperre von 1,8 Mrd. DM 
ist in voller Höhe erwirtschaftet worden. 

Das in der Kleinen Anfrage genannte Soll von 80,0 Mrd. DM 
ist nicht zutreffend. Bei der Berechnung des Haushaltssolls 
können Minderausgaben nicht berücksichtigt werden, weil 
dadurch ein Soll/Ist-Vergleich nicht möglich ist. 

2, Ist die am 22. Juli 1969 beschlossene Sperre in der vorgesehe- 
nen Aufgliederung auf die Einzelpläne voll eingehalten worden? 
Wenn nein: Wo und in welcher Höhe nicht? 

Die von der Bundesregierung am 22. Juli 1969 beschlossene 
Ausgabensperre von 1,8 Mrd. DM ist in ihrem Gesamtbetrag 
eingehalten worden. Die Minderausgaben gegenüber dem ver- 
fügbaren Gesamtsoll von 81,6 Mrd. DM ergeben sich aus der 
anliegenden Übersicht. Da die Sperren nur nach Einzelplänen 
festgelegt waren und innerhalb der Einzelpläne ausgetauscht 
werden konnten, sind Minderausgaben auch bei Ansätzen ent- 
standen, die ohnehin nicht voll ausgeschöpft werden konnten. 


3. Ist die Sperre in Einzelf allen (ggf. in welchen Einzelplänen? 
Wann? Höhe der entsperrjten Beträge?) aufgehoben worden? 

Von der am 18. März 1969 beschlossenen vorläufigen Ausga- 
bensperre hat die Bundesregierung am 22, Juli 1969 lediglich 
die Sperre im Einzelplan 27 (Innerdeutsche Beziehungen) von 
10 Mio, DM aufgehoben. Die endgültige Ausgabensperre ist 
auch nicht teilweise aufgehoben worden. 

4. Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß nach einer Ausgaben- 
steigerung im ersten Vierteljahr 1970 von über 8 v. H. gegen- 
über dem entsprechenden Vorjahreszeitraum im zweiten Vier- 
teljahr eine Steigerungsrate von unter 0 v. H., also eine — wenn 
auch geringfügige — Aiisgabensenkung gegenüber dem ent- 
sprechenden Vorjahreszeitraum erreicht werden müßte, um die 
Erklärung des Bundesfinanzministers vom 18. Februar 1970 
wahr zu machen, daß die Ausgaben während des Zeitraumes 
der vorläufigen Haushaltsführung des Bundes 1970 nur „in 
einer Größenordnung um 4 v. H." steigen würden? 


Die Ausgabensteigerung von 8,3 v. H. im 1. Quartal 1970 beruht 
ganz wesentlich auf Sonderfaktoren, die einen Vergleich mit 
dem gleichen Zeitraum des Vorjahres beeinträchtigen. Es han- 
delt sich dabei vor allem um die im 1. Vierteljahr 1970 um 
19,3 V. H. gewachsenen Personalausgaben (absoluter Mehrbe- 
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trag rd. 700 Mio. DM), deren Anstieg darauf zurückzuführen 
ist, daß im 1. Quartal 1970 sowohl die Besoldungsverbesse- 
rungen nach dem 2. BesNG als auch nach dem 7. Besoldungs- 
änderungsgesetz berücksichtigt werden mußten, während sich 
im 1. Quartal 1969 die Besoldungsverbesserungen des Jahres 
19G9 haushaltsmäßig nicht ausgewirkt haben. Bei Abzug dieser 
Verpflichtungen und weiterer Sonderfaktoren, die dem norma- 
len Ausgaberhythmus nicht entsprechen, insbesondere Ausfall 
von Kreditfinanzierungen bei der Deutschen Bundesbahn und 
bei der öffa sowie Mehrbedarf für EG-Marktordnungen, ver- 
ringert sich der Ausgabenzuwachs erheblich. 


5. Wie will die Bundesregierung eine solche Senkung oder doch 
zumindest Stagnation der Bundesausgaben im zweiten Quartal 
gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum angesichts 
der zwangsläufigen Mehrausgaben für Personalkosten usw. 
sicherstellen, auf die das Bundesfinanzministerium im Bericht 
über die „Bundesfinanzen im ersten Vierteljahr 1970" hinge- 
wiesen hat und die dem Bundesfinanzminister nach der Erklä- 
rung seines Vertreters vom 30. April 1970 vor dem Deutschen 
Bundestag bereits am 18. Februar 1970 bekannt waren? Oder 
kann die Bundesregierung die Erklärung des Bundesfinanz- 
ministers vom 18. Februar 1970 und damit auch die Zielsetzung 
des Jahreswirtschaftsberichts 1970, wonach die Bundesausgaben 
im ersten Halbjahr 1970 vergleichsweise gering anwachsen soll- 
ten, nicht einhalten? 


Durch die von mir angeordnete verschärfte vorläufige Haus- 
haltsführung 1970, die durch Betriebsmittelkürzungen unter- 
stützt wird, soll sichergestellt werden, daß die Ausgaben im 
2. Quartal 1970 in einem Maße anwachsen, das den Zielsetzun- 
gen des Jahreswirtschaftsberichtes Rechnung trägt. 


6. An wen, auf Grund welcher Rechtsgrundlage im Außenverhält- 
nis und wann genau sind die Zahlungen von 908 Mio. DM für 

in Mio. DM 


~ Beitragszahlungen an den Europäischen 

Ausrichtungs- und Garantiefonds 861,6 

— Materialkäufe in den USA 30,8 

Kreditbeschaffungskosten 15,6 

zusammen 908,0, 

gezahlt worden. 


die nach dem 5. Januar 1970 noch zu Lasten des Rechnung.s- 
jahres 1969 gebucht worden sind? 

Die Zahlung an den Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds in Höhe von 861,6 Mio. DM ist am 11. Februar 1970 ge- 
bucht worden. Die EWG-Kommissioh konnte die 1969 vorge- 
sehenen Termine zur Abrechnung vergangener Verbuchungs- 
zeiträume nicht einhalten. Frankreich und die Niederlande 
waren nicht bereit, diese Verzögerung hinzunehmen. Im Rah- 
men der Neuregelung der Finanzierung der Europäischen Ge- 
meinschaften stellte der Rat daher in einer Entschließung Re- 
geln für eine schnellere Abwicklung der alten Verpflichtungen 
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auf. Die Bundesrepublik Deutschland mußte danach ihre Ver- 
pflichtungen aus den bereits abgelaufenen Verbuchungszeit- 
räumen so rasch wie möglich erfüllen. Die am 11. Februar 1970 
geleisteten Zahlungen beziehen sich ausschließlich auf Ver- 
buchungszeiträume vor dem 31. Dezember 1969 und waren des- 
halb zu Lasten des Rechnungsjahres 1969 zu buchen. Die Fällig- 
keitsvoraussetzungen nach § 72 Abs. 3 BHO lagen hiernach vor. 

Die Ausgaben für Materialkäufe in den USA in Höhe von 
30,8 Mio. DM sind am 30. Januar 1970 gebucht worden. Sie 
gehen auf Anforderungen zurück, die die Vereinigten Staaten 
auf Grund des Devisenausgleichsabkommens vom Juli 1969 
im Rechnungsjahr 1969 an die Bundesrepublik Deutschland ge- 
stellt haben. Die Fälligkeitsvoraussetzungen nach § 72 Abs. 3 
BHO waren ebenfalls erfüllt. 

Die Ausgaben für Kreditbeschaffungskosten sind in der Zeit 
vom 6. Januar bis 24. Februar 1970 gebucht worden. Sie stehen 
in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang mit den im 
Rechnungsjahr 1969 eingegangenen Einnahmen aus den auf- 
genommenen Krediten. Die Ausgaben mußten deshalb wie die 
Einnahmen für das Rechnungsjahr 1969 gebucht werden. 


7. Wie hoch würde die Steigerungsrate der Bundesausgaben ge- 
genüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum im ersten Vier- 
teljahr 1970 sein, wenn zusätzlich zu den für 1970 gebuchten 
Zahlungen noch der vorstehende Betrag von 908 Mio. DM ein- 
gerechnet würde? 


Für die nach Abschluß des Rechnungsjahres 1969 in der Auslauf- 
periode geleisteten Zahlungen waren die Voraussetzungen nach 
§ 72 Abs. 3 BHO ausnahmslos erfüllt. Da diese Ausgaben zu 
Lasten des Rechnungsjahres 1969 geleistet und gebucht werden 
mußten, können sie nicht den Ausgaben des 1. Quartals 1970 
zugerechnet werden. 


8, Ist für 1970 (ggf. bei welchen Ansätzen und in welcher Höhe) 
der Anspruchnahme von Ausgaberesten zugestimmt worden, 
die der Einschränkung des § 45 Abs. 3 zweiter Halbsatz der 
Bundeshaushaltsordnung nicht unterliegen, wonach diese Zu- 
stimmung nur erteilt werden darf, wenn Minderausgaben inner- 
halb des Haushalts in gleicher Höhe (wobei selbstverständlich 
Minderausgaben auf Grund der Konjunktursperre nicht berück- 
sichtigt werden dürfen) entstehen? Sind ggf. derartige Zustim- 
mungen geplant oder zu erwarten? 


Die Einwilligung zur Inanspruchnahme von Ausgaberesten im 
Haushaltsjahr 1970 ist gemäß § 45 Abs. 3 BHO stets mit der 
Maßgabe erteilt worden, daß in demselben oder einem anderen 
Einzelplan Ausgaben in gleicher Höhe bis zum Ende des laufen- 
den Haushaltsjahres nicht geleistet werden. Der Bundesmini- 
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Ster der Finanzen wird auch künftig seine Zustimmung zur In- 
anspruchnahme von Ausgaberesten nur nach Maßgabe des 
§ 45 Abs. 3 BHO erteilen. Damit ist sichergestellt, daß die Frei- 
gabe von Ausgaberesten nicht zur Überschreitung des verfüg- 
baren Ausgaberahmens 1970 unter Berücksichtigung der Aus- 
gabensperre nach § 2 Abs. 1 HG 1970 führt. 


9. Nach dem Bericht des Bundesfinanzministeriums über die Ent- 
wicklung der Bundesfinanzen im ersten Vierteljahr 1970 belau- 
fen sich in diesem Vierteljahr 

— der Überschuß der Einnahmen ohne Kredite über die 
Ausgaben (ohne Zuführung an Rücklagen und ohne 
Schuldentilgung) 

in Mrd. DM 


auf 0,11 

— Einnahmen aus Krediten (brutto) 0,85 

— Münzgewinn 0,09 

zusammen 1,05 

Hieraus zu erbringende Tilgungen von Krediten 1,37 

so daß sich danach schon ein kassenmäßiger Fehl- 
betrag von 0,32 

ergab. Die Leistung der Konjunkturausgleichsrück- 
lage von 0,75 

im ersten Vierteljahr 1970 war somit nur dadurch 
möglich, daß der kassenmäßige Fehlbetrag entspre- 
chend auf 1 ,07 

erhöht wurde. 


Ist die Bundesregierung bereit, die Erklärung des Bundesfinanz- 
ministers vor dem Deutschen Bundestag am 17. April 1970, daß 
die erste Rate der Konjunkturausgleichsrücklage des Bundes 
in Höhe von 750 Mio. DM aus laufenden Einnahmen überwiesen 
worden sei, dahin gehend richtig zu stellen, daß die Zahlung 
auf die Konjunkturausgleichsrücklage der Bundesregierung nur 
durch Inkaufnahme eines zusätzlichen Fehlbetrages im ersten 
Vierteljahr 1970 möglich war und daß dieser Fehlbetrag man- 
gels Rücklagen nur durch Kassenkredite gedeckt werden konn- 
te? Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die Aufbringung 
einer Konjunkturausgleichsrücklage aus Kassenkrediten dem 
Zweck zuwider läuft, der mit der Bildung einer solchen Rücklage 
verfolgt wird? 


Die erste Rate der Konjunkturausgleidisrücklage in Höhe von 
750 Mio. DM ist nicht durch Kassenkredite finanziert worden. 
Der Bund hatte Ende März vielmehr — neben der 1. Tranche 
der Konjunkturausgleichsrücklage in Höhe von 750 Mio. DM — ■ 
ein Guthaben bei der Deutschen Bundesbank in Höhe von 
721 Mio. DM gebildet und dabei bis zu diesem Zeitpunkt noch 
Netto-Tilgungen vorgenommen. 

Der kassenmäßige Fehlbetrag entspricht nicht der Inanspruch- 
nahme von Kassenverstärkungskrediten, sondern errechnet 
sich aus den haushaltsmäßig gebuchten Einnahmen und Aus- 
gaben. Für die Inanspruchnahme des Kassenverstärkungskre- 
dits bzw. für die Bildung von Kassenguthaben sind die effek- 
tiven Kassenein- und auszahlungen maßgebend. Infolge der 
buchungstechnischen und zeitlichen Unterschiede zwischen 
haushaltsmäßigem Nachweis und tatsächlicher Zahlung ergibt 
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sich allein im Bereich, der Renten- und Besoldungszahlungen 
für das 1. Vierteljahr 1970 ein Betrag von rd. 2,4 Mrd. DM, der 
auf Buchungen für vier Monate (Januar bis April) beruht. Dies 
ist auch die Hauptursache dafür, daß sidi Ende März rechnerisch 
ein Fehlbetrag ergeben hat. 


10. Wie gedenkt die Bundesegierung die endgültige haushalts- 
mäßige Finanzierung der Konjunktur ausgleichsrücklage von 
1,5 Mrd. DM angesichts des Fehlens eines entsprechenden An- 
satzes im Haushaltsplanentwurf sicherzustellen? 


Die Konjunkturausgleichsrücklage konnte im Haushaltsentwurf 
1970 zunächst nur als Leertitel veranschlagt werden, da zum 
Zeitpunkt der Aufstellung des Entwurfs noch nicht über die 
Bildung einer Rücklage entschieden worden war, über die end- 
gültige haushaltsmäßige Ausweisung werden die gesetzgeben- 
den Körperschaften bei den Beratungen des Haushaltsentwurfs 
entscheiden. 


11. Wie gedenkt die Bundesregierung die Einhaltung der von ihr 
vorgeschlagenen Konjunktur sperre gemäß § 2 des Haushalts- 
gesetzentwurfs bei den gesetzlich gebundenen Ausgaben 

— für Wohnungsprämien (50 Mio. DM) 

— für Rechtsansprüche nach dem 

Bundesrückerstattungsgesetz (35 Mio. DM) 

— für Entscheidungen nach dem 

Reparationsschädengesetz (20 Mio. DM), 

die sie trotz der vom Bundesrat geäußerten Bedenken aufrecht 
erhalten will, sicherzustellen? Will sich die Bundesregierung 
der Erfüllung bestehender und im Rechnungsjahr fälliger Ver- 
bindlichkeiten entziehen? 


Die Bundesregierung wird sich der Erfüllung von Rechtsver- 
pflichtungen selbstverständlich nicht entziehen; so kann sie 
z. B. beim Bundesrückerstattungsgesetz erforderlichenfalls auf 
Ausgabereste zurückgreifen. 


12. Ist die Bundesregierung bereit, künftig unter Ausnutzung der 
unter dem früheren Bundesfinanzminister Strauß eingeleiteten 
Erfassung der Ausgaben und Einnahmen des Bundes mit Hilfe 
der EDV die monatlichen, vierteljährlichen und jährlichen Ist- 
Ergebnisse ihrer Haushaltsführung früher als bisher dem Par- 
lament und der Öffentlichkeit mitzuteilen? 

Die im Jahre 1969 eingeleitete Erfassung der Einnahmen und 
Ausgaben des Bundes mit Hilfe der EDV-Anlage der Bundes- 
finanzverwaltung wird ständig verbessert, um die Veröffent- 
lichung noch zeitnäher zu gestalten. 


Möller 
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Anlage 

Haushaltswirtschaftliche Maßnahmen zur Sicherung 
der Preisstabilität gemäß Beschluß der Bundesregierung 
vom 22, Juli 1969 

Ausgaben- Minderaus- 
sperre gaben gegen- 

über verfüg- 
tem Gesamt- 
Soll 1969 

— Mio, DM — 


Einzelplan 

02 Deutscher Bundestag 1 1 

04 Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 4 6 

05 Auswärtiges Amt 5 8 

06 Bundesminister des Innern 35 55 

07 Bundesminister der Justiz 2 5 

08 Bundesminister der Finanzen 8 12 

09 Bundesminister für Wirtschaft 125 203 

10 Bundesminister für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 73 73 

1 1 Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung 25 225 

12 Bundesminister für Verkehr 365 374 

14 Bundesminister der Verteidigung 600 600 

15 Bundesminister für Gesundheitswesen 3 5 

23 Bundesminister für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit 4 27 

24 Bundesschatzminister 34 34 

25 Bundesminister für 'Wohnungswesen 

und Städtebau 60 248 

26 Bundesininister für Vertriebene, 

Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 2 2 

29 Bundesminister für Familie und Jugend 4 68 

31 Bundesminister für wissenschaftliche 

Forschung 125 125 

35 Verteidigungslasten im Zusammen- 
hang mit dem Aufenthalt ausländischer 

Streitkräfte 16 63 

36 Zivile Verteidigung 29 83 

60 Allgemeine Finanz Verwaltung 40 

Binnenwirtschaftliches Anpassungs- ‘ 

Programm 195, 

Summe 1755 
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